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Verkündet am I m N a m e n d e s

27° Juni 1968_
U r t e i 1

V o l k e s

in dem Rechtsstreit

ooooooouoooooeoasoooooocoooooeaooooooeoooooonooconanb,

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigt8: oo°ooooo’ßooooooccooeoooooooooox,

g e g e n

ooooocoooooooooooooooooooooo°uooooooooooooooooooooooog

Beklagte und Revisionsbeklagte,

beigeladen:
-..—"p—p-v nv—

ooeooooooouooooooonoooooeoooooooooooo°coooooonoaoooooo

Der 2° Senat des Bundessozialgerichts hat in der münd—

lichen Verhendlung vom 27° Juni 1968 durch

Senatspräsident

Bundesrichter

Bundesrichter

Bundessozialrichter

Bundessozialrichter

für Recht erkannt:

B r a c k m a n n
— Vors1tzender -,
Dr° B a r e s e l

'
und

Dr° K a i s e r ,
Dr° L e d @r e r und
J a k u b o w s k i

Das Urteil des Lendessozialgerichts Rheinland—Pfalz

vom 10° November 1967 wird aufgehoben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückverwieseno
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G r ü n d er 3

Der im August 1941 geborene Maschinenschlosser Willi 33333;
(E„)‚ Mitglied der Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK) Mayen‚
begann im November 1962 mit dem Neubau eines Wohnhauses° Zu

dem — nicht öffentlich geförderten — Bauvorhaben wurde kein

Unternehmer zugezogen, die Arbeiten wurden von E° selbst mit

Hilfe von zwei Verwandten und einem angeworbenen Maurer ver—

richtet; eine freiwillige Unfallversicherung (UV) hatte EO

nicht abgeschlossen° Am 8° Juni 1965 fiel E° beim Transport

von Steinen vom Gerüst und erlitt einen Fersenbeinbruch° Auf

den Rat der zunächst mit dem Unfall befaßten Bau—Berufsge—

nossenschaft beantragte EG mit Schreiben vom 26° Juli 1965

beim Landratsamt „ährweiler die Anerkennung seines Bauvorha—
bens als steuerbegünstigt nach 5 85 des Zweiten Wohnungsbau-

gesetzes idF vom 10 August 1961 (II„ WohBauG? BGBl I 1121}o

Durch vorläufigen Bescheid vom 100 Oktober 1965 erkannte das
Landratsamt das Bauvorhaben als steuerbegünstigt unter der

Voraussetzung an, daß E° zu gegebener Zeit den amtlichen Nach—

weis über die Bezugsfertigkeit der Wohnung erbringe sowie — nach

inzwischen erfolgter Eheschließung —die Wohnung mit seiner
Ehefrau bezogen habe und als Dauerwohnung nutze° '

Der auf Grund des 5 657 Abs° 1 Nr„ 8 der Reichsversicherungs—
ordnung‚.(Rvo‚idß durch das Unfa1lversicherungs—Neuregelungs—

gesetz —UVNG—vom 500 April 1965) zuständig gewordene Gemeinden

unfallversicherungsverband lehnte durch Bescheid vom 260

Januar 1965 den Entschädigungsanspruch mit der Begründung ab,

der — seit dem 1„ August 1964 verheiratete — E° habe die im
Bescheid des Landratsamts erteilten Auflagen nicht erfüllt

Und stehe somit nicht unter dem UV—Schutz nach % 559 Satz 1_
Nr° 15 RVG°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..}-

Die-AOK„ der eine Ausfertigung des Ablehnungsbescheids

zugestellt worden war‚ erhob hiergegen Klage‚ zu deren

Begründung sie geltend machte, das Landratsamt habe mit

Schreiben vom 10 April 1965 seinen vorläufigen Anerkennungs—

bescheid bis zur Bezugsfertigkeit der Neubauwohnung aufrecht—

erhalten? E° habe das im Mai 1966 bezugsfertige Wohnhaus als—

dann mit seiner Familie bezogene Durch Urteil vom 500 Januar

1967 hat das Sozialgericht (SG) Koblenz den Bescheid des Be—
klagten aufgehoben und festgestellt9 bei dem Unfall des E°

vom 80 Juni 1965 handele es sich um einen vom Beklagten zu

entschädigenden Arbeitsunfall°

Im Verfahren über die Berufung des Beklagten ist E„ beige—
laden worden„ Das Landéssozialgericht (LSG) Rheinland—Pfalz

hat durch Urteil vom10; November1967(Breith° 1968, 475)
das SG—Urteil aufgehoben und die Klage abgewiesen() - Das

LSG hat die Revision zugelassene!

Gegen das am 27° November 1967 zugestellte Urteil hat die

Klägerin am 50 Dezember 1967 Revision eingelegt mit dem
Antrag9

unter Aufhebung des LSG—Urteils die Berufung

gegen das Urteil des SG zurückzuweiseno

Innerhalb der bis zum 27° Februar 1968 verlängerten Frist

hat der Prozeßbevollmächtigte die Revision folgendermaßen

V
begründetz Das LSG habe 5 557 Nr° 15 RVO aF unrichtig an—
gewandt° Es komme nicht darauf an‘) ob der Beigeladene be-

reits zur Zeit des Baubeginns verheiratet gewesen sei;

entscheidend sei vielmehr‚ daß — wie die spätere Ent—
wicklung bestätige — die Wohnung bei Fertigstellung als

Familienheim benutzt werden sollte° Entgegen der Ansicht

des LSG wirke die behördliche Anerkennung-nicht konstitutivo

Die in S 5 Abs° 2 II° WohBauGenthaltene Begriffsbestimmung
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der steuerbegünstigten Wohnung werde nach 5 557 Nr„ 15 EVO aF
für den Bereich der UV dahin modifiziert9 daß Wohnungen ge—

schaffen werden sollen? die als steuerbégünstigtgWohnungen im

Sinne des 110 WoBauG anerkannt werden können° Es würde den ge—
setzlichen Zwecken widersprechen und eine U■billigkeit gegen
den meist rechtsunkundigcn Beuvilligcn bedeuten9 wenn man den

UV—Schutz von der Einhaltung formellcr Voraussetzungen9 ins—

besondere der Einleitung eines Anerkennungsverfahrens vor dem

Eintritt des Unfalls abhängig mache; vielmehr müsse nach dem
Sinn und Zweck des 5 557 Nr° 15 RVO aF die Erfüllung der ma—

teriellen Voraussetzungen genügen° Die geplante Zweckbestimmung

könne sich nicht — wie das LSG annehme — ausschließlich aus

der_Antragstellung nach 5 85 I10 WoBauG‚ sondern auch aus den

Ge3amtumständen ergeben; insbesondere werde sich der in aller

Regel schon bei Baubeginn vorliegenden Finanzierungs— und Bau—

planung entnehmen lassen, ob die geplante Wohnung hinsichtlich

Größe und Nutzungsart den Anforderungen für eine Anerkennung

als steuerbegünstigte Wohnung entspreche°

Der Beklagte beantragt Zurückweisung der Revision„ Er pflichtet

dem angefochtenen Urteil bei und meint, der UV-Schutz für den
Beigeladenen sei entfallen‚ weil dieser im Unfallzeitpunkt noch

unverheiratet gewesen sei? jedenfalls aber versäumt habe? die

Anerkennung des Bauvorhabens als steuerbegünstiéte;Wohnung'

rechtzeitig in die Wege zu leiten°

Der im Revisionsverfahren nicht entsprechend 5 166 des Sozial—

gerichtsgesetzes (SGG) vertretene Beigeladene hat keine Er-
klärung abgegeben° ' "" '

II

Die durch Zulassung gemäß 5 166 Abs° l Nr° 1 SGG statthafte,
form— und fristgerecht eingelegte Revision ist auch formge—

recht begründet werden; an der Postulationsfähigkeit der von
der Klägerin bevollmächtigten Verbandsangestellten besteht kein
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Zweifel (vgl° BSG 2, 159)° Die Revision hat auch insofern
Erfolg, als die Sache unter Aufhebung des angefochtenen Ur—

teils an die Vorinstanz Zurückverwiesen werden muß°

Zutreffend ist das LSG-davon ausgegangen, daß als Grundla—

ge des von der Klägerin nach @ 1511 RVOverfolgten Entschä—

digungsanspruchs des Beigeladenen noch 5 557 Nr, 15 EVO in

der bis zum 500 Juni 1965 geltenden Fassung (RVGäjßäin Be—

tracht kommt (Art° 4 55 l, 2, 16 UVNG)° Da indessen diese
Vorschrift mit dem vom Beklagten und vom SG herängezogenen

% 559 Abso 1 Nr° 15 EVO übereinstimmt (vg1° Brackmann, Hand—

buch der Sozialversicherung‚ 1„ - 6, Aufl„, 474 v), würde

die Gesetzesänderung auf die Beurteilung der Rechtslage

ohnehin keinen entscheidenden Einfluß haben°

Das LSG meint, der Beigeladene E° sei bei seinem Unfall am
8° Juni 1965 nicht gemäß % 557 Nr° 15 RVO aF versichert ge-
.äüesen, weil damals sein Bauvorhaben.noch nicht als steuer— '
begünstigt anerkannt, das Anerkennungsverfahren sogar noch

nicht einmal durch die Antragstellung (% 85 Absätze 1, 2
des II° WoBauG) eingeleitet werden waro Dies folge aus dem

.
Grundsatz, daß die Bejahung des UV—Schutzes nur an solche

TatbestandsV0raussetzungen anknüpfen könne, die bereits im
Unfallzeitpunkt gegeben und feststellbar seien; die Ab—

sicht, ein steuerbegünstigtes Familienheim zu errichten,

müsse daher schon vor dem Unfall nach außen hin ihren Aus—

druck gefunden haben°

Die Frage, ob der vorläufige Anerkennungsbescheid des Lan-
ratsamts vom 10° Oktober 1963 etwa ex tunc wirksam wurde;

ist hierbei vom LSG mit Recht verneint werden, Wegen der
für den vorliegenden Sachverhalt maßgeblichen Begriffsbe—
stimmung "steuerbegünstigte Wohnung" verweist 5 557 Nr° 15

Satz 5 BVGaF auf 5 5 des II° WOBauG,aus dessen Abs, 2 1vm
% 35 Abs, 3 II° WoBauGdas LSG zutreffend gefolgert hat, daß
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der Anerkennungsbescheid vom 10 Oktober 1965 dem Bauvorhaben

des Beigcladcnen keinesfalls;mit Rückwirkung bis zum _u„11

Unfalltag die Eigenschaft einer steuerbegünstigten
Johnung

verleihen konnte; für das Wirksamwerdcn des Bescheids war
vielmehr der Zeitpunkt maßgebend, an dem er dem Beigeladenen

zuging (vgl° Fischer—Diskau, Komm° zum II° WoBauG, Anmo 4 zu

@85)o

Das LSG hat jedoch —wie die Revision mit Recht geltend macht —
der Anerkennungsprozedur des 5 85 II„ WoBauG eine Bedeutung bei—

gelegt, welche diesen Vorgängen - Antragstellung, Bescheidertei

lung, Wirksamwerden des Anerkennungsbescheids — bei der ßnwen—

dung des 5 557 Nr° 15 RVO aF nicht notwendigerweise zukommt°

% 557 Nr° 15 Satz 1 BVD aF setzt nicht voraus, daß das Bauvor—

haben eine bereits als steuerbegünstigt anerkannte Wohnung be—
trifft‚ sondern daß durch de.sselbe eine steuerbegüns tigte

Wohnung geschaffen werden "soll"° Der Errichtung eines Familien»

heims ist es aber eigentümlich, daß während der Bautätigkeit

Voraussetzungen, die bei ihrem Abschluß gegeben sein müssen,

noch nicht verwirklicht sindn So kann das Familienheim natur—

gemäß überhaupt erst nach Vollendung des Baues bezugsfortig

sein° Die "Familie" (5 8 des II° WoBauG), die das Heim schließ—

lich bewohnen wird‚ braucht nicht schon während der Bauarbeiten

zu bestehen und in einem Haushalt zusammenzuleben, vielmehr ge—
nügt es, daß sie alsbald nach Fertigstellung des Bauvorhabens

gegründet wird und das Familienheim bezieht (Abs° l aaO); dem—
nach kann also auch ein zur Zeit des Unfalls noch Lediger — wie

hier der Beigeladene E° — während der Ausübung seiner Selbsthil»

fetätigkeit den Bau eines "Familienheims" betreiben° '

Schon hieran zeigt sich, daß der vom LSG angeführte allgemeine
Grundsatz9 die Bejahung des UV-Schutzes könne nur an im Unfall—

zeitpunkt bereits feststellbare Tatbestandsvoraussetzungen an—
knüpfen‚ im Fall des 5 557 Nr° 13 RVG aF bei starrer Handhabung

zu sinnwidrigen Ergebnissen führen würde° Dieser Grundsatz be—
darf also hier einer die Besonderheiten dieser Vorschrift be—

rücksichtigenden }nwendung3 was auch für das Merkmal der Steuer—

..‘7_.
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begünstigung gilt° Um den UV—Schutz nach 5 557 Nr" 15 RVG,

aF am 80 Juni 1965 für den Beigeladenen E° zu begründen‚
_mußte damals feststellbar sein, daß er im Rahmen der Selbst-

hilfe (5 36 II° WoBauG) beim Bau eines Familienheims (gg ?,

8 II° WoBauG) tätig war und daß durch dieses Bauvorhaben ei—

ne steuerbegünstigxoWohnung geschaffen werden "sollte"„ Gewiß

hätte E° seine Absicht‚ eine steuerbegünstigte Wohnung zu
schaffen9 von vornherein dadurch zum Äusdruck bringen können‚

daß er schon vor Baubeginn die Anerkennung beantragte (% 85

Abs°2 IL WoBauG).„Daraus,daßihmdiese I*IögliChkeiter—
öffnet war; folgert das LSG jedoch zu Unrecht‚ er hätte von

ihr auch Gebrauch machen müssen, um für seine Selbsthilfe-

tätigkeit den UV—Schutz zu erlangeno Dem Gesetz ist eine

solche Umdeutung einer Befugnis des Bauherrn in eine Ver—

pflichtung nicht zu entnehmen°

Nach dem Sinn des 5 557 Nro 15'RVO aF kommt es vielmehr für
den UV—Schutz allein darauf an, daß das Bauvorhaben im Un—
fallzeitpunkt nachweislich den Voraussetzungen für die spä— '

tere Anerkennung entsprochen hat; in diesem Zeitpunkt muß

also das Bauvorhaben die Merkmale aufgewiesen habenD die

nach 5 82 des II° WoBauGeine steuerbegünstigtew0hnung
kennzeichnen; dies wird sich in der Regel auf Grund der
für die Baugenehmigung eingereichten Unterlagen — even—

tuell mit den bis zum Unfallzeitpunkt vorgenommenen An»

derungen — feststellen 1assen° Hierdurch besteht nach Mei—

nung des Senats hinreichende Gewähr dafür‚ daß der UV—Schutz
nicht

— wie das LSG befürchtet — nach Eintritt des Unfalls

noch manipuliert werden kann° Zum Ausschluß solcher Mani-

pulationen bedarf es jedenfalls im allgemeinen nicht einer

Abgrenzung des UV—Schutzes7 welche die Einleitung des An-

erkennungsverfahrens (% 85 II° WoBauG) zum entscheidenden
Tatbestandsmerkmal erhebt° Wann die Steuerbegünstigung be—

antragt und durch Bescheid anerkannt wurde — spätester

Zeitpunkt hierfür ist die Bezugsfertigkéit des Familien—

heims (vgl° Fischer—Dieskau aaO Nachtrag zu 5 82 Anm" 23} —‚
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ist demnach für die Abgrenzung des UV—Schutzes nach 5 557 Nr° 13

RVG aF unerheblich°

Das LSG hat hiernach zu Unrecht den Versicherungsschutz für

den Unfall des Beigeladenen deshalb verneint9 weil dieser am
80 Juni 1965 noch nicht die Anerkennung der Steuerbegünstigung

in die Wege geleitet hatte° Das angefochtene Urteil ist daher

auf die begründete Revision aufzuhebeno

Ob die vom Senat als entscheidungserheblich erachteten Anspruchs

voraussetzungen am 89 Juni 1965 erfüllt waren, ist den vom LSG

getroffenen Feststellungen nicht hinreichend klar zu entnehmen°

Zwar läßt der Umstand, daß der am 8° Juni 1965 verunglückte Bei»

geladene schon Ende Juli die Anerkennung der Steuerbegünstigvng

beantragt und sie im Oktober dann auch erhielt? die Vermutung

zu‚ daß bereits am Unfalltag sein Bauvorhaben den Voraussetzunger

für die spätere Anerkennung entsprochen hat„ Ausdrückliche Fest»

stellungen darüber‚ welche Planungsunterlagen für das Bauvorha—

ben im Unfallzeitpunkt bestanden, hat das LSG jedoch nicht ge—
troffen° Der Senat kann deshalb nicht in der Sache selbst ent—

scheiden und muß den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das LSG‘zurückverweisen (% 170 Abs° 2 Satz 2 SGG}

dem auch die Entscheidung über die außergerichtlichcn Kosten

des Revisionsverfahrens obliegt°
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